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Arbeitsgericht Essen 

  

LANDESARBEITSGERICHT DÜSSELDORF 
BESCHLUSS 

In dem Beschwerdeverfahren 

 

 

B. B.-Q. Inhaber der Firma b. - b. betreuung -, L.Straße 98, K. 

 

Kläger und Beschwerdegegner 

 

Prozessbevollmächtigte 

 

Rechtsanwälte C. und K., E.straße 26, E. 

 

g e g e n  

 

J. X., P. straße 45, K. 

 

Beklagte und Beschwerdeführerin 

 

Prozessbevollmächtigte 

 

Rechtsanwälte C., G. & F., C.Straße 2 - 6, K. 

 

 

hat die 4. Kammer des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf  

durch den Vorsitzenden Richter am Landesarbeitsgericht Quecke 

am 10.02.2022 - ohne mündliche Verhandlung -  

b e s c h l o s s e n : 

 

 Auf die Beschwerde der Beklagten wird der Streitwertbeschluss des Ar-

 beitsgerichts Essen vom 09.11.2021 abgeändert und der Gebührenstreit-

 wert gemäß §§ 63 Abs. 2 GKG, 32 RVG auf 37.094,76 Euro festgesetzt.  

 

 Diese Entscheidung ergeht gerichtsgebührenfrei.  
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G R Ü N D E : 

 

I. 

 

Streitig ist die Wertfestsetzung  für das arbeitsgerichtliche Verfahren. Der Arbeitgeber 

hat der Beklagten eine Versorgungszusage gemacht. Nach Erreichen des Rentenal-

ters hat er eine Bruttokapitalauszahlung in Höhe von 123.649,20 Euro errechnet, einen 

Betrag von 106.476,25 Euro netto an die Beklagte ausgezahlt und die angefallene 

Steuer an das Finanzamt abgeführt. Die Beklagte hat demgegenüber auf monatliche 

Rentenzahlung bestanden und den Betrag an den Kläger zurückgezahlt.  

 

Der Kläger hat zu 1) beantragt festzustellen, dass er die Ansprüche der Beklagten aus 

betrieblicher Altersversorgung entsprechend der Zusage vollumfänglich erfüllt habe, 

hilfsweise festzustellen, dass die Versorgungszusage durch Zahlung der zehnfachen 

Jahresrente erfüllt werde. Ferner hat er zu 2) beantragt festzustellen, dass sich die 

Beklagte mit der Annahme der einmaligen Kapitalauszahlung in Verzug befinde. Die 

Beklagte hat widerklagend beantragt, den Kläger zur Zahlung der monatlichen Rente 

in Höhe von 1.030,41 Euro, beginnend ab dem 01.04.2021 zu verurteilen.  

 

Das Arbeitsgericht hat mit Urteil vom 21.10.2021 die Klage abgewiesen und nach der 

Widerklage erkannt. Mit Beschluss vom 09.11.2021 hatte es den Gebührenstreitwert 

auf 123.649,20 Euro festgesetzt. Dieser Betrag entspreche dem Klageantrag zu 1) 

(zehnfacher Jahresbetrag der Betriebsrente). Der mit der Widerklage verfolgte An-

spruch auf monatliche Rentenzahlung erhöhe den Wert nicht, da er denselben Streit-

gegenstand betreffe. Hiergegen wendet sich die Beklagte auf Wunsch ihrer Rechts-

schutzversicherung mit der am 29.11.2021 beim Arbeitsgericht eingegangen Be-

schwerde, der das Arbeitsgericht mit Beschluss vom 22.12.2021 nicht abgeholfen hat.  

 

 

II. 

 

Die zulässige Beschwerde der Beklagten (vgl. Hinweisschreiben des Beschwerdege-

richts vom 11.01.2022, dort Ziffer 1) ist nach Maßgabe des Tenors begründet. Der 

Gebührenstreitwert für das arbeitsgerichtliche Verfahren war auf 37.094,76 Euro fest-

zusetzen. Dies entspricht dem 36-fachen monatlichen Rentenbetrag von 

1.030,41 Euro (§ 42 Abs. 1 Satz 1 GKG).  

 

1. Der Gegenstandswert des Klageantrags zu 1) richtet sich nach dem damit ver-

folgten wirtschaftlichen Interesse des Klägers. Das Interesse des Klägers wird durch 

den von ihm erbrachten Zahlungsbetrag von 123.649,20 Euro nicht zutreffend bewer-

tet. Die Klage zielt darauf festzustellen, dass mit Zahlung dieses Betrages die Ansprü-

che der Beklagten aus der betrieblichen Altersversorgung abgegolten seien. Das Inte-

resse des Klägers geht damit gerade dahin, nicht mehr als diesen Betrag zahlen zu 

müssen. Für die Wertfestsetzung ist der Betrag daher unmaßgeblich. Zu ermitteln ist 
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der Wert dessen, was der Kläger nach Auffassung der Beklagten über diesen Betrag 

hinaus leisten muss. Bei einer statistischen Lebenserwartung der Beklagten von deut-

lich über 80 Jahren nach den Sterbetafeln der Versicherungswirtschaft ergäbe sich 

auch unter Berücksichtigung einer Abzinsung des Kapitalbetrages ein wirtschaftliches 

Interesse der Klägerin an der begehrten Feststellung, dass jedenfalls drei Jahresbe-

träge der Rente deutlich übersteigen dürfte. Demgegenüber begrenzt § 42 Abs. 1 Satz 

1 GKG aus sozialen Gründen den Wert der Klage auf widerkehrende Leistungen auf 

den dreifachen Jahresbetrag. Dies muss auch bei Bemessung des Interesses des Klä-

gers, die monatliche Rente der Beklagten nicht auf Lebenszeit zahlen zu müssen, Be-

rücksichtigung finden. Aus diesem Grund ist der Gegenstandswert des Feststellungs-

antrags zu Ziffer 1 auf den 36-fachen monatlichen Rentenbetrag von 1.030,41 Euro, 

nämlich 37.094,76 Euro, festzusetzen.  

 

2. Dem Feststellungsantrag zu 2) kommt – mit dem Arbeitsgericht – ein eigenstän-

diger Wert nichts zu. Es lassen sich dem Klagevorbringen keine Anhaltspunkte für eine 

Wertfestsetzung insoweit entnehmen. Darauf hat das Gericht bereits mit Schreiben 

vom 11.01.2022 hingewiesen. Zudem dürfte das Begehren wirtschaftlich mit dem Fest-

stellungsantrag zu 1) identisch sein (vgl. dazu OLG Sachsen-Anhalt 07.03.2012 – 

10 W 17/12, juris).  

 

3. Die Widerklage betrifft gemäß § 45 Abs. 1 Satz 3 GKG denselben Gegenstand 

und hat keinen eigenen Wert.  

 

 

III. 

 

Einer Kostenentscheidung bedarf es nicht. Gemäß § 68 Abs. 3 GKG ist das Verfahren 

gebührenfrei; Kosten werden nicht erstattet.  

 

Gegen diese Entscheidung ist ein Rechtsmittel nicht gegeben (§ 32 Abs. 1 RVG, 

§§ 68 Abs. 1 Satz 5, 66 Abs. 3 Satz 3 GKG).  

 

 

 

Quecke 

 

 

  

 


